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Protokoll der Sitzung  
Landesjugendhilfeausschusses Berlin (LJHA) 

 
vom 18. Dezember 2024 

 
 
Teilnehmerinnen/ 
Teilnehmer: 
 

 
 
 
siehe Anwesenheitsliste  

                                                                     
Beginn: 14:01 Uhr                                                  

  
Ende: 15:59 Uhr 

 
 
Vorsitz:   Frau Berndt 
 
Protokoll:  Frau Heinig  
 
 
Tagesordnung:  
 

1. Aktuelles 
2. Protokoll 
3. Umsetzung des Haushaltes 2025  
4. BE Nachtragshaushalt 2025 
5. BE Umsetzung der Zuwendungen  
6. BE Personalschlüsselverbesserung  

 
 
Frau Berndt eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. 
 
Die Beschlussfähigkeit wird mit 14 stimmberechtigten Mitglieder festgestellt. 
 

TOP 1: Aktuelles 

UA Bezirke 

Frau Stappenbeck berichtet über die laufenden Diskussionen im UA Bezirke zum Themenfeld Hilfe 
zur Erziehung (HzE). Dort wird intensiv über die erheblichen Ausgabensteigerungen sowie die Mög-
lichkeiten einer Steuerung dieses Aufgabenfeldes diskutiert.  

Seitens der Bezirke wird die Forderung nach einer 100%igen-Basiskorrektur und einem neuen 
Zuweisungsverfahren angedacht. Es ist vereinbart, dass die Thematik insb. im RdB und FFC weiter 
erörtert wird. 

 

  
–  
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TOP 2:  Protokoll  

Die Protokolle vom 18.09.24 und 16.10.24 werden freigegeben.  

 

TOP 3: Umsetzung des Haushaltes 2025 

Frau Stappenbeck und Herr Schulze stellen für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich die nunmehr 
absehbaren haushalterischen Veränderungen im Rahmen des 3. Nachtragshaushaltsgesetzes 2025 
dar. Im Weiteren erfolgt ein Austausch zu den genannten Punkten. 

Im Rahmen der Erörterung werden u.a. folgende Punkte angesprochen: 

- Seitens der Verwaltung wird darauf hingewiesen, dass weiterhin ein Konsolidierungsbedarf i. 
H. v. 39 Mio. Euro planerisch noch nicht unterlegt ist. Insofern wird es auch nach dem 
Beschluss des 3. NNH am 19.12.2024 weitere Diskussionen und Maßnahmen geben müssen.  

- Frau Stappenbeck weist in diesem Zusammenhang drauf hin, dass von den Kürzungen 
betroffene Träger rechtzeitig vor Ablauf des ersten Quartals 25 hierüber informiert werden 
sollen.  

- Herr Schulze weist zudem darauf hin, dass die Kürzungen beim Kitaplatzausbau auf Grund 
der stark zurückgehenden Kita-Kinder- Zahlen nachvollziehbar sind. Kritisch ist jedoch die 
nunmehr absehbare Kürzung des Kitaspielplatz- und Sanierungsprogramms, da dieses die 
Möglichkeiten zur Sanierung deutlich einschränkt.  

- Auf Nachfrage wird drauf hingewiesen, dass zunächst für alle bisher zuwendungsfinanzierten 
Träger eine gesicherte Finanzierung für das erste Quartal erreicht werden konnte. Eine 
Weiterfinanzierungszusage ist damit jedoch nicht verbunden. Soweit eine Weiterfinanzierung 
auf das Jahr 2025 erfolgt, findet das bisherige Verfahren einer jährlichen Bescheiderteilung 
Anwendung. Der Zuwendungsbereich (insb. Herr Augat aus der Abteilung V) steht für 
Nachfragen von Trägern wie üblich zur Verfügung.  

Frau Knack fügt zur der angeregten Diskussion hinzu, dass die Verhandlungen zum Haushalt äußerst 
schwer waren, aber Entscheidungen getroffen werden mussten. 

Allen handelnden Entscheidungsträgern insb. im  Abgeordnetenhaus ist es bewusst, dass hinter 
diesen Entscheidungen Menschen und Jobs stehen.  

 

TOP 4: BE Nachtragshaushalt 2025 
 
Herr Hoyer stellt die Beschlussempfehlung vor. 
 
Nachtragshaushalt 2025 
Der Landesjugendhilfeausschuss möge beschließen: 
1. Der Landesjugendhilfeausschuss begrüßt die Entscheidung des Hauptausschusses des Berliner 
Abgeordnetenhauses durch die Übertragung der zentralen Tarifvorsorge in die Einzelpläne die 
tarifliche Bezahlung bei freien Trägern abzusichern. 
2. Der LJHA erkennt zudem an, dass in den weiteren Beschlüssen des Hauptausschusses deutliche 
Abmilderungen der Kürzungen im Bereich der zuwendungsfinanzierten Jugendhilfe vorgenommen 
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wurden. Gleichzeitig betrachtet der JHA die verbleibenden Kürzungen in Bildung, Jugend und Familie 
mit Sorge. 
3. Der LJHA kritisiert die Kürzungen in den Investitionen bei Jugendfreizeiteinrichtungen, dem 
Kitaausbauprogramm und den neu beschlossenen Kürzungen im KSSP. Diese werden dazu führen, 
dass dringend benötigte Infrastruktur der Jugendhilfe nicht erhalten werden kann bzw. die 
Kitaausbaubedarfe in den unterversorgten Bezirken nicht erfolgen. 
4. Der LJHA bekräftig seinen Beschluss vom 20.11.2024, dass keine weiteren Kürzungen im Bereich 
Jugend und Familie auf Grund der Pauschalen Minderausgaben im EP10 erfolgen dürfen. 
5. Der LJHA macht in Bezug auf die Pressemitteilung von SenBJF vom 13.12.2024 darauf aufmerksam, 
dass Zuwendungen im Bereich des SGB VIII mind. zu 80% zur Deckung der Personalkosten bei 
Zuwendungsempfängern eingesetzt werden. Die Zuordnung von Zuwendungen zu „konsumtiven 
Ausgaben“ in Abgrenzung zu „Personalausgaben und Investitionen“ ist daher irreführend. Eine 
Reduzierung von Zuwendungen ist zu einem übergroßen Anteil die Reduzierung von 
Personalausgaben bei freien Trägern, welche direkt zu einer Verringerung des Leistungsangebots für 
Kinder und Jugendliche führen. 
 
Dafür: 11 / Enthaltungen: 0 / Dagegen: 3 
Ein stimmenberechtigtes Mitglied war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 

 
 
TOP 5: BE Umsetzung der Zuwendungen 
 
Herr Hoyer stellt die Beschlussempfehlung vor. 
 
Der Landesjugendhilfeausschuss möge beschließen: 
1. Der LJHA begrüßt, dass die Verwaltung noch vor dem abschließenden Beschluss des Abgeord-
netenhauses zum Nachtragshaushalt 2025 allen Zuwendungsempfangen einen Vorschussbescheid 
und die vorgesehene Summe für diesen Vorschussbescheid angekündigt hat. Außerdem begrüßt der 
LJHA, dass gleichzeitig der vorzeitige Maßnahmenbeginn gewährt wurde. 
2. Der Landesjugendhilfeausschuss fordert die Verwaltung auf, auch bei Anträgen, welche für den 
vollen Jahresbedarf des Projektes gestellt wurden, die im jeweiligen Ankündigungsschreiben 
vorgesehene Summe als Vorschuss zu bewilligen und im späteren Verfahren die Bewilligung des Jahres 
2025 abschließend zu klären. 
3. Bei Anträgen die zunächst ohne die Mittel für Tarifsteigerungen (im Vergleich zum 31.10.2024) 
gestellt wurden, erwartet der Landesjugendhilfeausschuss, dass diese Tarifmittel im weiteren Verfahren 
des Antrags 2025 nachbeantragt werden können, auch wenn das zentrale Verfahren über den 
Tarifmittelrechner nicht mehr besteht. 
4. Der Landesjugendhilfeausschuss geht zudem davon aus, dass es sich bei dem im 
Ankündigungsschreiben als Frist gesetzten Datum (30.12.2024) nicht um eine Ausschlussfrist handelt 
und auch bei Anträgen die erst im Januar vollständig eingereicht werden können, in gleicher Art und 
Weise verfahren wird. 
Begründung: 
Die im Ankündigungsschreiben gesetzte Bearbeitungsfrist für die notwendigen umfangreichen Anträge 
beträgt 7 Werktage über Weihnachten. Bislang wurden auf Bitten der Jugendverwaltung in der Regel 
keine Anträge für das Jahr 2025 gestellt. Viele Träger haben Anträge für das Jahr 2025 vorbereitet. 
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In der Kürze der Zeit ist eine Umrechnung des Antrags auf eine exakte Vorschusssumme für 3 Monate 
kaum möglich. Außerdem ergeben sich bei einer Beantragung für einen Teil des Jahres verschieden 
Problem, die im späteren Bewilligungsverfahren nur kompliziert zu heilen sind. Die Vorbereitungen der 
Träger sind bezogen auf die Tarifsteigerungen vom November 2024 und Februar 2025 
unterschiedlich, da die Erwartung sein musste, dass der Arbeitszyklus Tarifmittel auch im Jahr 2025 
angewandt wird. Träger, die auf ein verlässliches Handeln des Landes Berlin gesetzt haben, dürfen 
nun nicht dadurch benachteiligt werden und müssen die Möglichkeit erhalten Tarifsteigerungen im 
Bewilligungsverfahren auch auf anderem Wege nachträglich geltend zu machen. 
 
Dafür: 12 / Enthaltungen: 0 / Dagegen: 3 
 
 

TOP 6:  Personalschlüsselverbesserung 

Frau Engeln stellt die Beschlussempfehlung vor. 

 
Der Landesjugendhilfeausschuss fordert das Abgeordnetenhaus eindringlich auf, sich für die 
Personalschlüsselverbesserung für Kinder unter 3 Jahren einzusetzen.  
Aufgrund zurückgehender Kinderzahlen und der strikt belegungsabhängigen Berliner 
Kitafinanzierung ist in den nächsten Jahren der Verlust von ca. 3.000 qualifizierten Fachkräften zu 
befürchten, deren Stellen nicht mehr refinanziert werden. Mit einer schrittweisen Verbesserung des 
Personalschlüssels für die unter 3-jährigen Kinder um ein Kind pro Fachkraft könnte dieser 
Fachkraftverlust aufgefangen werden. Zur Sicherung des Berufsfeldes, vor dem Hintergrund der 
letztjährigen Anstrengungen zur Fachkräftegewinnung und -sicherung für Kita braucht es diese 
Weichenstellung. Zugleich würde der aktuell bestehende Rückstand des Berliner Personalschlüssels 
für unter 3-Jährige gegenüber dem bundesweiten Durchschnitt sowie den fachwissenschaftlichen 
Empfehlungen aufgeholt. So könnte die Sicherung der Fachkräfte für Kitas gleichzeitig die Qualität 
der pädagogischen Arbeit heben. Kinder unter 3 Jahren sind in besonderer Weise auf eine 
verlässliche und zugewandte Betreuung und Förderung angewiesen. Die Investition in die Frühe 
Bildung stellt deshalb trotz der Haushaltssituation des Landes Berlins eine wertvolle Ausgabe dar. 
Die demografische Entwicklung ermöglicht freie Fachkraftkapazitäten, die jetzt genutzt werden 
sollten, um den Personalschlüssel so gezielt zu verbessern. 
 
Begründung 
Die Personalausstattung bei Kindern unter 3 Jahren liegt in den Berliner Kitas deutlich unter dem 
bundesweiten Durchschnitt. Laut dem aktuellen Ländermonitor Frühkindliche Bildung der 
Bertelsmann-Stiftung liegt der Personalschlüssel für unter 3-Jährige in Berlin bei 1:5,1 – bei einem 
deutschlandweiten Durchschnitt von 1:4 und einer einheitlichen fachwissenschaftlichen Empfehlung 
von 1:3. Um Kinder in ihrer individuellen Entwicklung angemessen zu begleiten und zu fördern, 
bedarf es einer verbesserten Personalausstattung.   
Aus der aktuellen Fortschreibung des Kitaentwicklungsplans geht hervor, dass sich die Zahl, der in 
Berliner Kitas betreuten Kinder infolge eines erheblichen Geburtenrückgangs reduziert. Der 
Geburtsjahrgang 2023 liegt um ca. 13% unter dem Geburtsjahrgang 2021. Auch wenn sich die 
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Geburtenentwicklung stabilisiert und ein leichter Ausbau der Betreuungsquote erreicht werden kann 
(Kita-Chancenjahr), ist mittelfristig mit ca. 10% weniger Kitakindern zu rechnen. 
Infolge der strikt belegungsabhängigen Berliner Kitafinanzierung bedeutet dieser Rückgang 
mittelfristig auch den Wegfall von ca. 10% der finanzierten Fachkraftstellen. Ca. 3.000 gut 
qualifizierte Fachkräfte drohen infolgedessen dem System verloren zu gehen. Zur Sicherung des 
Berufsfeldes, vor dem Hintergrund der letztjährigen Anstrengungen zur Fachkräftegewinnung und -
sicherung für den Kita-Bereich braucht es diese Weichenstellung. Der für unter 3-Jährige qualitative 
Personalmehrbedarf würde den drohenden Verlust ausgleichen und gleichzeitig eine verbesserte 
Betreuung und Begleitung der Krippenkinder ermöglichen.  
Die demografische Entwicklung gestattet also freie Fachkraftkapazitäten, die jetzt genutzt werden 
sollten, um den Personalschlüssel so zu verbessern, dass die Qualität der frühkindlichen Bildung 
nachhaltiger gestaltet werden kann. In den zurückliegenden Jahren wurden notwendige 
Personalschlüsselverbesserungen auch aufgrund fehlender Fachkräfte nicht aktiv angegangen.  
Die angespannte Kita-Situation in Berlin ist offenkundig. Das System braucht Entlastung, Kinder und 
PädagogInnen brauchen gute Rahmenbedingungen, Familien brauchen Verlässlichkeit. Auch der 
Runde Tisch mit der Senatorin im November 2024 zeigte eindrücklich, dass Nachbesserungen für 
eine mögliche qualitätsvolle Arbeit in den Kindertagesstätten benötigt werden.  
Der LJHA empfiehlt deshalb eine Personalschlüsselverbesserung für Kinder unter 3 Jahren als eine 
gute und notwendige Investition in die Zukunft unserer Stadt, in die kleinsten Bürger. 
 
Dafür: 11 / Enthaltungen: 1 / Dagegen: 2 
 
 
TOP 7: Sonstiges 
 
Herr Glücklich begrüßt die heutige Teilnahme der stimmenberechtigten Mitglieder aus dem 
Abgeordnetenhaus. 
Er verweist hierzu auf die Geschäftsordnung des LJHA 

 
„§5 - Teilnahme und Verhinderung 

 
(1) Die ordentlichen Mitglieder des LJHA sind verpflichtet, an den Sitzungen des LJHA 
teilzunehmen. 
(2) Im Fall der Verhinderung ist die Stellvertreterin bzw. Stellvertreter so rechtzeitig zu 
informieren, dass eine Teilnahme ermöglicht werden kann.“ 
 
Er bittet die stimmberechtigten Mitglieder aus dem Abgeordnetenhaus sich dieser Regelung künftig 
bewusst zu sein.  
 
 
 
Die Sitzung wird um 15:59 Uhr geschlossen. 
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